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Unternehmensvorstände sind nicht nur den

Kapitalgebern verpflichtet, sondern ebenso den

Arbeitnehmern und derAllgemeinheit – auch wenn

das im vergangenen Jahrzehnt inVergessenheit

geraten ist. Eine Präzisierung desAktiengesetzes

würde Klarheit schaffen.

Vielen Vorständen gilt die Maximierung des Shareholder
Value als höchstes Gebot. Diese einseitige Orientierung wi-
derspricht jedoch den Vorstellungen des Gesetzgebers bei der
Verabschiedung des Aktiengesetzes. Darauf weist der Jura-
Professor Gerald Spindler in einem Gutachten für die Hans-
Böckler-Stiftung hin.* Zwar enthält das 1965 beschlossene
Aktiengesetz anders als seine Vorläufer keinen ausdrück-
lichen Hinweis auf die Interessen der Beschäftigten und das
Gemeinwohl. Doch dies liegt Spindler zufolge vor allem da-
ran, dass die damalige Regierung nicht die Möglichkeit ein-
kalkulierte, Vorstände könnten einen Tunnelblick auf den
Börsenkurs entwickeln. So heißt es in der Gesetzesbegrün-
dung: Dass der Vorstand „die Belange der Aktionäre und der
Arbeitnehmer zu berücksichtigen hat, versteht sich von selbst
und braucht nicht ausdrücklich im Gesetz bestimmt zu wer-
den. Gleiches gilt für die Belange der Allgemeinheit.“

Nach Spindlers Auffassung gilt dieses „pluralistische Un-
ternehmensinteresse“, das der Vorstand zu verfolgen habe,
bis heute fort. Allerdings sei in den letzten Jahren ein anderes
Konzept in Konkurrenz zu der traditionellen Vorstellung ge-
treten: Mit der zunehmenden Orientierung der Aktiengesell-
schaften am Kapitalmarkt und der Globalisierung der Kapi-
talmärkte habe sich der Shareholder-Value-Gedanke auch in
gesellschaftsrechtliche Diskussionen eingeschlichen.

Gewisse Anhaltspunkte einer Anteilseignerorientierung
kann man demGutachten zufolge im 1998 erlassenen Gesetz
zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich
(KonTraG) finden. Eine „völlige Neuorientierung“ könne
daraus aber keinesfalls abgeleitet werden, schreibt der
Rechtswissenschaftler.

Dennoch würde eine ausdrückliche Erwähnung der Inte-
ressen von Beschäftigten und Allgemeinheit im Aktiengesetz
mehr Rechtssicherheit schaffen. Eine entsprechende Bestim-
mung lediglich in den Corporate-Goverance-Kodex aufzu-
nehmen, hält Spindler hingegen nicht für sinnvoll, weil die
Regelung dann als Empfehlung nur für börsennotierte Un-
ternehmen gelten würde. �

*Quelle: Gerald Spindler: Unternehmensinteresse als Leitlinie des
Vorstandshandelns – Berücksichtigung vonArbeitnehmerinteressen und
ShareholderValue, Gutachten imAuftrag der Hans-Böckler-Stiftung,
Oktober 2008
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Die Finanzpolitik kann helfen, Konjunktur- und

Beschäftigungskrisen zu bekämpfen. Das

gilt besonders dann, wenn Fiskal-, Geld- und

Lohnpolitik ineinander greifen, zeigt eine

Expertise von DieterVesper.*

In jeder Phase der wirtschaftlichen Abkühlung stellt sich die
Frage erneut: Soll der Staat eingreifen? Der Berliner Finanz-
wissenschaftler Dieter Vesper hat die Wirkung von Konjunk-
turpolitik in der Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik
seit Mitte der 60er-Jahre untersucht. Sein Befund: Mehrere
Male hat die Fiskalpolitik im Abschwung Schlimmeres ver-
hindert. Die Finanzpolitik könne also „in der Rezession kre-
ditfinanzierte Nachfrageimpulse geben, die unmittelbar ein-
kommens- und beschäftigungswirksam sind“.

Beispiele für eine gelungene keynesianische Politik sieht
Vesper in den Jahren nach 1977 und nach 1986. Um einem
Einbruch der Konjunktur entgegenzuwirken, beschloss die
Bundesregierung im Frühjahr 1977 ein mehrjähriges „Zu-
kunftsinvestitionsprogramm“. Dies beinhaltete unter ande-
rem Entlastungen bei der Lohn- und Einkommensteuer, steu-
erliche Vergünstigungen und Schritte zur Energieeinsparung.
Der Plan ging auf: Es gelang der Finanzpolitik, einen Auf-
schwung auszulösen. Bald stiegen auch die Steuereinnahmen
stark an.

Auch ab 1987 trug die Finanzpolitik zur Stimulierung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bei, indem sie Steuer-
senkungen und höhere Ausgaben für die Infrastruktur auf
den Weg brachte. Das gesamtwirtschaftliche Wachstum be-
lebte sich nachhaltig. Zusätzliche Einnahmen füllten die öf-
fentlichen Kassen. So konnte 1989 erstmals seit langer Zeit
wieder ein Überschuss im Staatshaushalt verbucht werden.

Speziell den Aufschwung Ende der 80er-Jahre sieht der Fi-
nanzwissenschaftler als lehrbuchmäßigen Beleg für die enge
Wechselwirkung zwischen gesamtwirtschaftlicher Entwick-
lung und koordinierter Wirtschaftspolitik: An der Produkti-
vität orientierte, längerfristig ausgerichtete Lohnabschlüsse
stabilisierten die Produktionskosten und erhöhten die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit. Geld- und Finanzpolitik
kompensierten die damit einhergehende Schwächung der
Binnennachfrage. Günstigerweise stärkten auch stark sin-
kende Ölpreise die private Kaufkraft. Der Aufschwung spül-
te rasch zusätzliche Einnahmen in die öffentlichen Kassen,
sodass sich die zusätzlichen staatlichen Ausgaben schnell
ausgezahlt hatten.

Doch so gut klappte die wirtschaftspolitische Koordinie-
rung nicht immer. „In anderen Phasen der wirtschaftlichen
Entwicklung war nur selten ein abgestimmtes Verhalten der
wirtschaftspolitischen Akteure erkennbar“, so Vesper. Die
Folge: Sowohl in den frühen 80er-Jahren als auch im aktuel-
len Jahrzehnt entwickelte sich die deutsche Wirtschaft über
einen längeren Zeitraum äußerst schwach. In beiden Fällen
fiel die Finanzpolitik als Wachstum stimulierende Kraft aus.
In den 80ern kam der Aufschwung erst in Gang, als Geld-
und Finanzpolitik expansiv wurden.

Neuere Forschungsergebnisse zeigen ebenfalls: Wenn die
Wirtschaft auf der Kippe steht, kann der Staat sie sehr wohl
vor dem Absturz bewahren. Wissenschaftler der US-ameri-
kanischen Brookings Institution haben drei Grundregeln für
einen erfolgreichen Eingriff aufgestellt:
1. FinanzielleAnreize des Staates müssen zum richtigen Zeit-

punkt kommen. Eine Möglichkeit wäre, bei einem dro-
henden Abschwung schon einmal ein Programm für den
Notfall zu verabschieden. Dieses träte aber erst dann in
Kraft, wenn zum Beispiel die Beschäftigung drei Monate
in Folge abgenommen hätte.

2. Staatliche Eingriffe müssen zielgenau sein. Steuervergüns-
tigungen für Wohlhabende brächten nichts, denn diese
würden die zusätzlichen Einkünfte kaum konsumieren.

3. Zeitliche Begrenzung – sie dürfen sich nur über einen be-
stimmten Zeitraum erstrecken. Anderenfalls würde die
Staatsverschuldung dauerhaft ansteigen.

Auch der Internationale Währungsfonds attestiert zumindest
Industriestaaten gute Chancen, mit den Mitteln der Fiskal-
politik einen Abschwung abzufedern. Und in der aktuellen
Krise? „Die Finanzpolitik wird den gegenwärtigen Ab-
schwung nicht mehr verhindern können“, schreibt das IMK,
„wohl aber wird sie seine Stärke spürbar vermindern und
seine Dauer erheblich verkürzen können.“ �
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Kluge Finanzpolitik gibt Impulse
Das Wirtschaftswachstum entwickelte sich ...

mit Konjunkturprogramm

ohne Konjunkturprogramm

ab 1977: „Zukunftsinvestitions-
programm“

Sparkurs im Abschwung
verlängert die Stagnation

Veränderung des realen
BIP im Vergleich zum
Vorjahresquartal

*Quellen: DieterVesper:Vom Stabilitäts- undWachstumsgesetz zum
Europäischen Stabilitäts- undWachstumspakt, Expertise imAuftrag der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Juni 2007; DouglasW. Elmendorf, Jason Furman:
If,When, How: A Primer on Fiscal Stimulus, Strategy Paper,The Brookings
Institution, Januar 2008; International Monetary Fund:World Economic
Outlook, Oktober 2008; Gustav Horn, AchimTruger: EinWachstumspaket
für Deutschland 2009 – Ein Neun-Punkte-Programm zur Stützung der
deutschen Realwirtschaft, IMK Policy Brief, Oktober 2008
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Trotz des demografischen Wandels müssen die Beiträge zur
Rentenversicherung nicht unbedingt steigen. Auch eine Aus-
weitung des Versichertenkreises kann die Einnahmebasis der
Rentenkasse verbessern. Ökonomen der Prognos AG und
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) ha-
ben auf Basis von SOEP-Daten ausgerechnet, was sich än-
dern würde, wenn die gesetzliche Rentenversicherung nicht
nur Arbeiter und Angestellte erfasste, sondern auch Beamte,
Minijobber und Selbstständige. Die Studie im Auftrag der
Hans-Böckler-Stiftung zeigt, dass ein Umbau der Rentenver-
sicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung für höhere
Einnahmen sorgen würde. Der Beitragssatz kann für gut drei
Jahrzehnte reduziert werden. Minijobber und kleine Selbst-
ständige könnten profitieren, Beamte und gut verdienende
Selbstständige bekämen aber weniger Ruhegeld als heute.
Bereits versicherte Arbeiter und Angestellte profitieren

laut Prognos von einer Erwerbstätigenversicherung. Die zu-
sätzlichen Beitragszahler stärken die Rentenkasse, der Bei-
tragssatz könnte im Jahr 2010 um 1,74 Prozentpunkte sin-
ken. Die Experten erwarten als Folge 81.000 neue Jobs im
ersten Jahr der Erwerbstätigenversicherung. Zudem könnte
sich die Summe der Nettolöhne um rund 9 Milliarden Euro
erhöhen. Bis 2040 gehen die Autoren von einem positiven
Einfluss auf Beitragssatz und Bruttoinlandsprodukt aus. Das
kann sich später ändern, weil dann Beamte in den Ruhestand
gehen und Auszahlungen aus der Rentenkasse bekommen.
Doch eine so weit in die Zukunft reichende Entwicklung sei
kaum zu prognostizieren, so die Forscher.
Geringfügig Beschäftigte können schon jetzt Rentenpunk-

te erwerben, doch nur jeder Dreißigste macht davon Ge-
brauch. Das Konzept zum Umbau der gesetzlichen Renten-
versicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung geht
davon aus, dass Rentenbeiträge für Minijobber und deren
Arbeitgeber ab 2010 zur Pflicht würden. Damit schlössen
sich für viele Beschäftigte im Lebenslauf Lücken ohne Ren-
tenversicherung. Zahlreiche Erwerbstätige haben zeitweise
einen Minijob, schreiben die Experten , aber nur in den sel-
tensten Fällen ist das ein dauerhafter Zustand.
Beamte sind oft vor dem Eintritt in den Staatsdienst noch

kurz anderweitig beschäftigt. Nach demWechsel nehmen sie
als Ausgleich für höhere Arbeitsplatzsicherheit und bessere
Alterssicherung oft Gehaltseinbußen hin, beobachten die
Forscher. Mit Einführung einer Erwerbstätigenversicherung
würde sich das ändern. Wer ab 2012 verbeamtet wird, müss-
te ebenso wie Angestellte und Arbeiter Beiträge in die gesetz-
liche Rentenversicherung einzahlen. Das Bruttogehalt der
neuen Beamten wird aufgestockt, so dass der Rentenbeitrag
nicht ihr Nettoeinkommen reduziert. Dafür wird aber auch
die Altersversorgung nicht mehr über dem Niveau der Ange-
stellten liegen. Je nach Besoldungsgruppe kann es zu einer
deutlichen Einbuße gegenüber dem Status Quo kommen. Ei-
ne deutliche Veränderung träfe auch den Staat, der Ausgaben
vorziehen müsste. Für Beamtenpensionen muss er erst auf-

kommen, wenn die Beamten das entsprechende Alter er-
reicht haben. Wären Beamte wie andere Beschäftigte auch
versichert, müsste der Staat schon zur Zeit der Beschäftigung
Beiträge entrichten.
Selbstständige. Hier unterscheiden die Autoren zwei

Gruppen: Freiberufler mit berufsständischen Versorgungs-
werken und andere Selbstständige ohne Vorsorgepflicht. Ab-
gesicherte Freiberufler, etwa Anwälte oder niedergelassene
Ärzte, bekommen heute in der Regel höhere Altersleistungen
als die gesetzlich Versicherten. Käme es 2012 zum Umbau
der Altersversorgung, müssten sie darum Einschnitte ver-
kraften. Bei den Selbstständigen ohne Versorgungswerk ver-
hält es sich anders. Ihre Biografien weisen immer wieder Pha-
sen der Arbeitslosigkeit und der geringfügigen Beschäftigung
auf, sie haben starke Einkommensschwankungen und erle-
ben Zeiten ohne Arbeitsentgelt. „Trifft die Vermutung zu,
dass diese Gruppe nicht genügend Vermögen bildet, um den
Lebensunterhalt im Alter zu sichern, hätte eine Erwerbstäti-
genversicherung den Vorteil, für diese Gruppe ein auskömm-

liches Rentenniveau im Alter zu sichern“, schreiben die Au-
toren. Die Einbeziehung in die gesetzliche Rente hätte
weitere Vorteile. Die Rentenbeiträge würden sich an die
schwankenden Einkommen anpassen – Einzahlungen in eine
private Lebensversicherung können das nicht. Zudem kann
die gesetzliche Versicherung Ansprüche auf eine Erwerbs-
minderungsrente bieten. �

RENTENVERSICHERUNG

Alterssicherung für alle Erwerbstätigen
Höhere Einnahmen für die Rentenkasse, bessereAbsicherung vieler Beschäftigter: EineAusweitung

der gesetzlichen Rente auf Beamte, Selbstständige und Minijobber könnte mehrere Probleme lösen.

Was eine Erwerbstätigenversicherung im Detail ändern würde, haben Ökonomen berechnet.
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Mehr Versicherte – mehr Einzahler
Die Zahl der neu in die gesetzliche Rentenversicherung
aufgenommenen Berufsgruppen entwickelt sich bis ...
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Ab Januar 2009 werden nach dem Willen der Bundesregie-
rung gesetzlich Versicherte einen Beitragssatz von 15,5 Pro-
zent zu zahlen haben – und damit 0,6 Prozentpunkte mehr,
als momentan im Durchschnitt fällig sind. Nun debattiert die
Öffentlichkeit darüber, ob die Einnahmen der Kassen ausrei-
chen werden.

Eine andere Frage gerät dabei ins Hintertreffen: die der
Quersubventionierung anderer Sozialsysteme und des Staa-
tes über die Versichertenbeiträge der gesetzlichen Kranken-
versicherung. Das Fritz Beske Institut für Gesundheits-Sys-
tem-Forschung Kiel (IGSF) hat sich mit Unterstützung der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung diesem Thema gewid-

met. Das Ergebnis: Nach dem Stand von 2008 ergibt sich ei-
ne Belastung der gesetzlichen Krankenversicherung zur Ent-
lastung anderer Sozialsysteme und des Staates von jährlich
45,5 Milliarden Euro. Bei einer kostendeckenden Abgeltung
der Leistungen könnte der Beitragssatz für Versicherte um
4,55 Beitragssatzpunkte gesenkt werden, so das IGSF.

Das Grundprinzip der Berechnungen: DieMitglieder eines
Sozialsystems sollten einen Beitrag nur in der Höhe zahlen,
der ausschließlich für die Erfüllung der Aufgaben dieses Sys-
tems erforderlich ist. Dies schließt die Finanzierung von Leis-
tungen an Dritte aus. Die gesetzliche Krankenversicherung
habe jedoch zunehmend Leistungen übertragen bekommen,
„die sozial-, familien- oder gesellschaftspolitisch begründet
sind, ohne dass die für diese Leistungen entstehenden Kosten
gedeckt werden konnten“, konstatieren die Forscher. „Ent-
lastet wurden andere Sozialsysteme und der Staat.“

Dabei definiert das IGSF folgende Ursachen für Quersub-
ventionierungen:
Gesetzgebung seit 1989. Dazu zählen die Kieler unter an-

derem die finanziellen Auswirkungen der Hartz-IV- und der
Rentenreformgesetze. Insgesamt ergibt sich eine Mehrbelas-
tung von rund 11 Milliarden Euro im Jahr.
Versicherungsfremde Leistungen. Hierunter fassen die

Forscher Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft,
Mutterschaftsgeld, aber auch Kosten für eine Haushaltshilfe
oder medizinische Vorsorgeleistungen wie Kuren. Diese Kos-
ten veranschlagen die Wissenschaftler mit rund 4 Milliarden
Euro jährlich.

Beitragsfreiheit oder reduzierter Beitrag. Kinder und Ehe-
gatten oder Lebenspartner sind in der gesetzlichen Kranken-
versicherung beitragsfrei mit versichert. Die beitragsfreie
Mitversicherung von Kindern sei jedoch nicht Aufgabe der
Solidargemeinschaft, sondern müsse von der Gesellschaft
insgesamt getragen werden, so die Forscher.

Bei Ehegatten und Lebenspartnern sprechen sie sich für ein
Ende der beitragsfreienMitversicherung aus – mit Ausnahme
der Fälle, in denen Kindererziehung oder Betreuung von pfle-
gebedürftigen Angehörigen geleistet wird. Die Beitragsbe-
freiung während des Bezugs von Erziehungs-, Eltern- und
Mutterschaftsgeld sei ebenfalls eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe und somit nicht allein von den gesetzlich Versicher-
ten zu tragen.

Auch die Bezieher von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld
werden in die gesetzliche Krankenversicherung mit einbezo-

GESUNDHEIT

Leistungen für die Allgemeinheit belasten
gesetzliche Krankenversicherung
In den vergangenen Jahrzehnten hat die gesetzliche Krankenversicherung immer mehrAufgaben

übernehmen müssen, für die sie eigentlich gar nicht zuständig ist. Eine neue Studie* zeigt:

Wäre das nicht so, könnte der Beitragssatz von jetzt 14,9 auf 10,35 Prozent gesenkt werden.
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Gesundheitsausgaben: Lasten werden größer
Entwicklung der Gesundheitsausgaben und Anteile der Träger
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gen. Die Bundesagentur für Arbeit zahlt für sie jedoch nur re-
duzierte Krankenversicherungsbeiträge. Insgesamt ergibt
sich eine Belastung infolge einer Beitragsbefreiung oder eines
reduzierten Beitrags von rund 29 Milliarden Euro.
Mehrwertsteuer für Arznei- und Hilfsmittel. Deutschland

erhebt auf Arzneimittel den vollen Mehrwertsteuersatz von
19 Prozent. In vielen anderen europäischen Staaten werden
für Arzneimittel lediglich reduzierte Steuersätze erhoben, in
fast allen gilt dies zumindest für verschreibungspflichtige
Medikamente. Läge in Deutschland für Arznei- und Hilfs-
mittel der Mehrwertsteuersatz nur noch bei 7 Prozent, wür-

den die gesetzlichen Krankenkassen um rund 4 Milliarden
Euro pro Jahr entlastet.

Alles in allem kommen die Forscher damit auf eine zusätz-
liche Belastung von rund 48 Milliarden Euro. Zwar erhalten
die Kassen einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt zur teil-
weisen Entlastung für Ausgaben von gesellschaftlich sinnvol-
len, aber versicherungsfremden Leistungen. 2008 waren das
jedoch lediglich 2,5 Milliarden Euro.

Die objektive Beurteilung solcher Berechnungen ist immer
schwierig. So ist umstritten, ob der Staat jede Gesetzesände-
rung, die auch Auswirkungen auf die Krankenkassen hat, ge-
genfinanzieren sollte. Auch die Grenze zwischen Leistungen
einer Sozialversicherung und versicherungsfremdem Transfer
ist nicht eindeutig zu ziehen.

Eine Untersuchung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) kam im Jahr 2005 jedoch zu ähnli-
chen Ergebnissen. Die Ökonomen Volker Meinhardt und
Rudolf Zwiener bezifferten den von Arbeitnehmern durch
Beiträge fehlfinanzierten Anteil an den Ausgaben der Kran-
kenversicherung für 2002 auf 17 Prozent – 21,7 Milliarden
Euro. Und warfen die Frage auf, „ob die Finanzierung von
Ausgaben zur Unterstützung der Familie von einzelnen
Gruppen oder gesellschaftlich zu tragen“ sei.

Wenn Familienförderung als „von der gesamten Gesell-
schaft zu leistende Aufgabe angesehen“ werde, liege ein
„Fehleinsatz der Beiträge“ vor – zumindest, solange ganze
Personenkreise der Beitragspflicht entzogen sind: Beamte,
Selbstständige und Arbeitnehmer mit Einkommen oberhalb
der Beitragsbemessungsgrenze. �

Quelle: Beske, Baumgärtner 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008

Gesetzliche Krankenversicherung
trägt vieles mit
Das Budget der gesetzlichen Krankenversicherung
wird belastet durch ...

Einnahmeausfälle und Mehrausgaben
wegen Gesetzesänderungen seit 1989,
zum Beispiel aufgrund der
Renten- und Arbeitsmarktreformen

11,0 Mrd. €

Versicherungsfremde Leistungen
im engeren Sinne – zum Beispiel 2006
M Leistungen bei Schwanger- und Mutterschaft,
M Mutterschaftsgeld

4,0 Mrd. €

2,6 Mrd. €
0,5 Mrd. €

Beitragsfreiheit oder reduzierte Beiträge
u.a. beitragsfreie Mitversicherung (2008) von
M Kindern,
M Ehegatten oder Lebenspartnern und
M reduzierte Beiträge von ALG-II-Beziehern

29,1 Mrd. €

14,0 Mrd. €
7–9 Mrd. €
4,7 Mrd. €

Mehrwertsteuer-Regelsatz 19%
für Arzneien und Hilfsmittel
statt reduzierter Satz 7% (2007)

3,9 Mrd. €

Summe
abzüglich Bundeszuschuss (2008)

48,0 Mrd. €
– 2,5 Mrd. €

Gesamt-Mehrbelastung der GKV (2008) 45,5 Mrd. €

*Quellen: Fritz Beske, Markus Baumgärtner: Zu Lasten der
Gesetzlichen Krankenversicherung – Auswirkungen politischer
Entscheidungen auf die Finanzsituation der Gesetzlichen
Krankenversicherung, Schriftenreihe des Fritz Beske Instituts für
Gesundheits-System-Forschung Kiel, Band 110, Oktober 2008
Volker Meinhardt, Rudolf Zwiener: Gesamtwirtschaftliche
Wirkungen einer Steuerfinanzierung versicherungsfremder
Leistungen in der Sozialversicherung, Gutachten des DIW im
Auftrag des DGB-Bundesvorstands, der Hans-Böckler-Stiftung
und der Otto-Brenner-Stiftung, März 2005
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de

Download unter
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Auf 467,2 Milliarden Euro
beliefen sich die Ausgaben
der Sozialversicherungsträ-
ger im Jahr 2007. Davon
entfielen 234,7 Milliarden
Euro auf die gesetzliche Ren-
tenversicherung, 154,6 Mil-
liarden Euro auf die gesetzli-
che Krankenversicherung
und 37,6 Milliarden Euro
auf die Bundesagentur für
Arbeit. Überwiegend finan-
zieren sich die Sozialversi-
cherungen aus Beiträgen.
Hinzu kommen Zuschüsse
des Bundes. Diese machen

jedoch nicht wett, dass sämt-
liche Sozialversicherungsträ-
ger für Leistungen aufkom-
men müssen, die eigentlich
von der Allgemeinheit getra-
gen werden müssten, sprich:
aus Steuermitteln finanziert
werden sollten.
Rentenversicherung:Nach

Berechungen des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung gehören von zehn
Euro, die die Rentenversiche-
rung ausgibt, vier nicht zu ih-
renKernleistungen. So reichen
die Einnahmen der ostdeut-

schen Rentenversicherungs-
träger regelmäßig nicht aus,
um die Ausgaben zu finan-
zieren. Auch diese Mittel
müsste dieAllgemeinheit auf-
bringen.
Krankenversicherung:Hier

machen sämtliche Ausgaben
für die Familienförderung –
Leistungen bei Schwanger-
undMutterschaft oder die bei-
tragsfreie Mitversicherung
vonAngehörigen – den größ-
ten Batzen aus. Je nach Defi-
nition belaufen sich die aus
Beiträgen fehlfinanzierten

Ausgaben auf zwischen 21,7
und 45,5 Milliarden Euro.
Arbeitslosenversicherung:

Seit langem ist strittig, ob die
Arbeitsförderung zu den
Aufgaben der Versicherung
gehört. Das DIW stuft Ein-
gliederung und alle anderen
Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik als versi-
cherungsfremd ein. Diese
Leistungen sollten über Steu-
ern finanziert werden, so die
Forscher. �

Versicherungsfremde Leistungen – ein Überblick
Renten-, Kranken-Arbeitslosenversicherung:Alle erbringen
Leistungen, die nicht nur ihrenVersicherten zu Gute kommen.
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Studieren – oder nicht? Und wo? Die Einführung

von Studiengebühren beschränkt jeden zehnten

Abiturienten bei seiner Entscheidung.

6.000 bis 18.000 Schulabgänger des Jahres 2006 werden
sich wegen der Studiengebühren nicht auf einer Universität
oder Fachhochschule einschreiben. Zu diesem Ergebnis
kommt die erste empirische Untersuchung zur Wirkung von
Studiengebühren in Deutschland. Forscher des Hochschul-
Informations-System GmbH (HIS) haben ein halbes Jahr
nach Schulschluss in einer repräsentativen Erhebung 5.240
Abiturienten und Fachabiturienten zu ihren Plänen und zur
Rolle von Studiengebühren befragt. Zum Zeitpunkt der In-
terviews erhoben erst zwei Bundesländer Gebühren, dennoch
könnten die Gebühren bis zu 4,4 Prozent der Schulabgänger
2006 von einem Studium abhalten. Bei mehr als jedem zehn-
ten Studienberechtigten beeinflussen die Gebühren die Ent-
scheidung über das Ob und Wo eines Studiums:
� Mindestens 1,4 Prozent schließen die Aufnahme

eines Studiums wegen der Gebühren kategorisch aus;
� weitere 3 Prozent sind von den Studiengebühren deutlich

abgeschreckt, erwägen aber teilweise ein späteres Studium;
� hinzu kommen 6 Prozent der Studienberechtigten, die

ihre Hochschule gezielt danach aussuchen, keine Gebüh-
ren zahlen zu müssen.

Soziale Schieflage verstärkt sich.Wie sich die Schulabgänger
entscheiden, hängt stark vom Elternhaus ab. Ein Abschre-
ckungseffekt der Gebühren sei vor allem bei Kindern aus
hochschulfernen Elternhäusern zu beobachten, erklären die
HIS-Forscher. Junge Frauen bilden eine zweite Gruppe, die
spürbar eingeschüchtert wird. Finanzielle Einflussgrößen
spielen zwar auch bei Akademikerkindern eine Rolle, jedoch
eine geringere als bei Arbeiterkindern, erklärt das HIS: „Stu-
dienberechtigte, von denen mindestens ein Elternteil ein
Universitätsstudium abgeschlossen hat, lassen sich von Stu-
diengebühren auch in der Wahl ihrer Hochschule deutlich
seltener beeinflussen als Studienberechtigte andere sozialer
Herkunftsgruppen.“ Die Wissenschaftler registrieren eine
allgemeine Verunsicherung der Abiturienten und Fachabitu-

rienten. So bereiten die Gebühren auch Schulabgängern Sor-
gen, die aus Bundesländern ohne Gebühren kommen. Jeder
fünfte ostdeutsche Studienberechtigte mit Zweifeln am Stu-
dium begründete seine Haltung mit Studiengebühren – oder
der Sorge davor, dass sie bald eingeführt werden.

Studiengebühren seien nur einer von mehreren Gründen
für die Entscheidung gegen ein Studium, erklären die Auto-
ren. Das zeigt sich an der großen Zustimmung zu Aussagen
wie „Ein Studium dauert zu lange“ oder „Ich möchte eine
praktische Tätigkeit ausführen.“ 70 Prozent der Studienbe-
rechtigten, die kein Studium in Erwägung ziehen, führen je-
doch ein finanzielles Motiv für ihre Zurückhaltung an: „Ich
möchte bald Geld verdienen“. �

BILDUNG

Studiengebühren verunsichern
Abiturienten

Quelle: HIS-Studienberechtigtenbefragung 2006/07 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008

Studium rückt weiter weg
Nach familiärer Herkunft betrug die Wahrscheinlichkeit,
ein Studium zu beginnen für Studienberechtigte...

2002 Studienberechtigten-
jahrgänge

2004 2006

mit mindestens
einem Elternteil mit

Universitätsabschluss

84%

79%

75%

72%

78%

71%

66%

62%

Fachhochschul-
Abschluss

Meisterprüfung

Lehre oder ohne
beruflichen Abschluss

Jeder Fünfte verzichtet wegen Studiengebühren
Von den Studienberechtigten des Jahrgangs 2006, die nicht studieren wollten, gaben als Grund dafür an:

Studiengebühren übersteigen
meine finanziellen Möglichkeiten

mir fehlen die finanziellen
Voraussetzungen für ein Studium

ich bin nicht bereit, wegen
des Darlehensanteils des

BAföG Schulden zu machen

22%

18%

17%

28%

26%

26%

25% 22%

27%

22%

25%

19%

*mindestens ein Elternteil; Quelle: HIS-Studienberechtigtenbefragung 2006/07 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008

Höchster Berufsabschluss
der Eltern*

Universität Fachhochschule Meisterprüfung Lehre

*Quelle: Christoph Heine, Heiko Quast, Heike Spangenberg: Studien-
gebühren aus der Sicht von Studienberechtigten. Finanzierung und
Auswirkungen auf Studienpläne und -strategien, HIS 2008
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Bis Mitte der 1970er-Jahre bauten die damaligen Mitglieds-
länder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ihre öf-
fentliche Infrastruktur aus – ohne dass europäische Institu-
tionen daran Anstoß genommen hätten. In den 80er-Jahren
schwenkte die EU-Kommission um. Die bis dahin akzeptier-
te Sonderrolle von Post, Verkehrswesen, Wasser- und Strom-
versorgung oder Schienenverkehrwurde infrage gestellt.Heu-
te haben öffentliche Dienstleister praktisch den gleichen Sta-
tuswieHersteller privaterGüter: Sie sol-
len ihre Leistungen auf möglichst wenig
reguliertenWettbewerbsmärkten anbie-
ten. Die Politikwissenschaftlerin Chris-
tinaDeckwirth von derUniversitätMar-
burg hat die von der EU angestoßenen
Liberalisierungs- und Privatisierungs-
prozesse analysiert.* Sie erwartet, dass
den großen Privatisierungen von Post-
oder Telekomunternehmen noch viele
kleine folgen werden.

Neben demGüterhandel gerietenmit
der EinheitlichenEuropäischenAkte von
1986 auchdieDienstleistungen ins Blick-
feld der europäischen Binnenmarkt-
politik. Die neuen Richtlinien der EU-
Kommission zielten zunächst auf die so
genannte netzgebundene Infrastruktur.
Zumindest in diesemBereich scheine der
Höhepunkt der Liberalisierungen inzwischen erreicht zu sein,
schreibt die Wissenschaftlerin. Am weitesten fortgeschritten
ist die Entwicklung bei den Telefonanbietern – aus Behörden
sind private Aktiengesellschaften geworden. Die gesunkenen
Preise für Telefongespräche dienen als Legitimationsgrund-
lage für denUmbauweitererWirtschaftszweige, soDeckwirth.
Die Ausweitung des Wettbewerbsrechts setzt „die ge-

mischtwirtschaftlichen Entwicklungsmodelle der Mitglied-
staaten“ unter Druck, konstatiert die Forscherin. Die euro-
päische Integrationspolitik diene nichtmehr der Absicherung
der verschiedenen Kombinationen von öffentlichen und pri-
vatenUnternehmen in den einzelnenLändern. Stattdessen trei-
be sie „derenUmbau zuwettbewerbsorientiertenÖkonomien
aktiv voran“. So betrachtet die EU-Kommission „die über-
wiegende Mehrheit der Dienstleistungen“, die nicht mit der
Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden sind, „als wirt-
schaftliche Tätigkeiten im Sinne der Binnenmarktvorschrif-
ten“.Damit schrumpftDeckwirth zufolge der politische Spiel-
raum zur Gestaltung öffentlicher Daseinsvorsorge: Subven-
tionierung, Steuernachlässe, besondereAnforderungen bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge, Begünstigung bestimmter so-
zialer Gruppen, Verfolgung umweltpolitischer Ziele – all dies
ist nur noch im engen Rahmen des europäischen Wettbe-
werbsrechts möglich.

Bemühungen um eine „Rahmenrichtlinie zum Schutz der
Daseinsvorsorge“ verliefen bisher im Sande, stellt die Wis-

senschaftlerin fest. Sie rechnet damit, dass die EU-Kommissi-
on den Geltungsbereich der Binnenmarktregeln in Zukunft
auf soziale und Gesundheitsdienste ausdehnt.
Die Maastricht-Kriterien beschleunigten die Privatisie-

rungsprozesse in Europa. Das größte Ausmaß erreichten die
Privatisierungen laut Deckwirth Mitte der 90er-Jahre. Zu
dieser Zeit mussten die Finanzminister der künftigen Euro-
Länder sparen, um die Anforderungen des EU-Stabilitäts-

pakts zu erfüllen – mögliche Privatisierungserlöse kamen ih-
nen gerade recht. Die Einführung der nur auf die
Geldwertstabilität verpflichteten Europäischen Zentralbank
und weiterhin rigorose Anforderungen an die Finanzpolitik
schwächten das Wirtschaftswachstum und damit die Steuer-
einnahmen, schreibt die Forscherin. Verschärft würde der
Druck außerdem durch den zunehmenden Steuerwettbewerb
zwischen den EU-Ländern. Der resultierende Sparzwang för-
dere auch weiterhin Privatisierungen auf kommunaler oder
nationaler Ebene in den EU-Mitgliedstaaten.
Der Umbau der europäischen Finanzmärkte trug nach

Deckwirths Einschätzung ebenfalls zur verstärkten Privati-
sierung öffentlicher Einrichtungen bei. Die Deregulierung
der Kapitalmärkte um die Jahrtausendwende habe in Kom-
bination mit einer stetigen Umverteilung zugunsten der Ver-
mögenseinkommen den Boden für private Investoren berei-
tet. Zudem strebe die EU-Kommission einen Ausbau des
Marktes für Privatplatzierungen an: Private-Equity-Gesell-
schaften und Hedge Fonds. Diese seien in der jüngsten Ver-
gangenheit sehr aktiv gewesen – als Käufer öffentlicher
Infrastruktureinrichtungen. Seien es Krankenhäuser, Entsor-
gungsunternehmen oder kommunale Wohnungsbestände. �

ÖFFENTLICHE DIENSTLEISTUNGEN

Europa drängt auf Privatisierung
Bei der Liberalisierung und Privatisierung von Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge

spielt die EU eine entscheidende Rolle: Sie dehnt ihre Regelwerke für die Privatwirtschaft auf

immer weitereTeile der Gesellschaft aus.

Quelle: Privatization Barometer 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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Privatisierungen – die Großbetriebe sind verkauft

1. Hj. 20082005200019951990198519811977

Zahl der Privatisierungen und
Einnahmen öffentlicher Haushalte
in EU (und Vorgänger)

*Quelle: Christina Deckwirth: Die Europäische Union als
Triebkraft der Privatisierung, inWSI-Mitteilungen 10/2008
Download unter www.boecklerimpuls.de
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� EINKOMMEN: Immermehr
Menschen sind im Rentenal-
ter auf die staatliche Grundsi-
cherung angewiesen. ImJahr
2007 stieg die Zahl der Leis-
tungsempfänger gegenüber
dem Vorjahr um 5,9 Prozent
auf 392.000. Damit bezogen
2,4ProzentallerPersonenüber
65 Jahren Leistungen zur Si-
cherungdesLebensunterhalts.
Dies teilt dasStatistischeBun-
desamt mit. Im Jahr 2003 er-

hielten erst rund257.700Men-
schen im Rentenalter Grund-
sicherungsleistungen.
2007 hatte ein durchschnittli-
cher Grundsicherungsemp-
fänger 625Euro imMonat zur
Verfügung.
Stat. Bundesamt, November 2008

� AUSBILDUNG: Von einem
Bewerbermangel kann inOst-
deutschland trotz 2.800 unbe-
setzter betrieblicher Ausbil-

dungsplätze keine Rede sein.
Viele der laut Statistik „ver-
sorgten“ Jugendlichenhaben
bislangnureinPraktikumoder
einen Platz zur Berufsvorbe-
reitung gefunden. Darauf
weist das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB)hin.Nach
BerechnungendesBIBB such-
ten am Ende des Ausbil-
dungsjahres2008noch13.900
Jugendliche nach einem be-
trieblichen Ausbildungsplatz.

Außerdemmüsseberücksich-
tigt werden, dass 12.800 ost-
deutsche Bewerber nur einen
außerbetrieblichen Ausbil-
dungsplatz gefunden haben.
DieunbesetztenPlätzebei ost-
deutschen Betrieben seien al-
so kein Indiz dafür, dass es zu
wenig Bewerber gebe. Viel-
mehr passten Ausbildungs-
angebot und -nachfrage nicht
zusammen, so das BIBB.
BIBB, Oktober 2008

Der nächste Böckler Impuls erscheint am 26. November bestellen unter www.boecklerimpuls.de
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ARBEITSMARKT GENDER

Gesundheitsberichterstattung
des Bundes, Oktober 2008

BILDUNG

MITBESTIMMUNGEINKOMMEN

GESUNDHEIT

Ganztagsschule
kommt langsam

Von allen Grundschulen
boten Ganztagsbetreuung an

Kultusministerkonferenz 2008

*weniger als 60 Prozent des mittleren
Einkommens; OECD, Oktober 2008

Teure Pflege

Ausgaben der gesetzlichen
Pflegeversicherung

Väter wollen mehr Zeit
für die Familie

Männer ...

ZUFRIEDENHEITOST-WEST

Ausländer im Osten
meist ohne Job

Von allen Ausländern im
Erwerbsalter arbeiteten
2007...

Schweden fördern mehr

Für Arbeitsmarktförderung*
gaben 2006 aus

2005 Befragte zwischen 16 und 65 Jahren
polis + sinus 2008

1.800 befragte Männer
Bertelsmann Stiftung, Oktober 2008

Bertelsmann Stiftung 2008

Mehr Arme in
Deutschand

Der Anteil der Einwohner, die
trotz Sozialleistungen unter
der Armutsschwelle* lebten,
betrug

*z.B. ABM, Eingliederungszuschüsse,
Training; Eurostat, Oktober 2008

27.000 Befragte; Eurobarometer,
Special Survey, September 2008

Gewerkschafter
erwünscht

Gewerkschaftsvertreter
im Aufsichtsrat sind ...

Besorgt ums Klima

Von allen EU-Bürgern halten
die globale Erwärmung für ...

19 %

79%

sinnvoll nicht sinnvoll

2%
keine

Angabe

Schweden 1,1%

Deutschland 0,6%

Großbritannien 0,1%

EU-27 0,5%

Prozent des BIP

... wünschen sich
bessere Möglichkeiten,
Job und Famile zu
vereinbaren

... sind mit den
bestehenden
Möglichkeiten
zufrieden

91%

3 %

unproblematisch

1 %

ein extrem ernstes Problem

30%

um 2005

um 1985

17,5%

12,5 %

SaarlandMecklenburg-
Vorpommern

11,7%

41,8%

2005 9,9%

2004 6,8%

2003 5,1%

2002 4,2% 2001 20072003 2005

19

17,5

16

Milliarden Euro

16,9

17,6
17,9

18,3


